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Die Reden sollen zu Protokoll gegeben werden 
(siehe Anlage 9). 

Wir kommen daher unmittelbar zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf Drucksache 18/7169 – Neu-
druck. Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Das 
sind CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, AfD 
und der fraktionslose Abgeordnete. Gibt es Gegen-
stimmen? – Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. 
Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 18/7169 – 
Neudruck – in erster Lesung angenommen. 

Die Fraktionen haben vereinbart, die zweite Lesung 
unmittelbar im Anschluss durchzuführen. – Ich sehe, 
dass es dazu keinen Widerspruch gibt. Dann verfah-
ren wir so. 

Ich rufe die zweite Lesung zum Gesetzentwurf der 
Landesregierung Drucksache 18/7169 – Neudruck – 
auf. Es ist keine Aussprache vorgesehen. 

Wir kommen daher unmittelbar zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf nach zweiter Lesung. Wer stimmt 
dem Gesetzentwurf zu? – Das sind CDU, SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, FDP, AfD und der fraktionslose Ab-
geordnete. Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Gibt 
es nicht. Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
18/7169 – Neudruck – einstimmig angenommen 
und verabschiedet. 

Wir kommen zu: 

16 Gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zur Um-
setzung der Förderung der Gemeinsamen Agrar-
politik in Nordrhein-Westfalen sowie zur Ände-
rung des Landesnaturschutzgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/7241 

erste Lesung 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt sollen zu 
Protokoll gegeben werden (siehe Anlage 10). 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 18/7241 an den Ausschuss für Umwelt, 
Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Fors-
ten und ländliche Räume – federführend – sowie an 
den Haushalts- und Finanzausschuss. Stimmt je-
mand dieser Überweisungsempfehlung nicht zu? – 
Möchte sich jemand enthalten? – Das ist beides nicht 
Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

17 Die Missstände in der Justiz sind überall sicht-
bar – es braucht großzügige Veränderungen 
für das Herzstück des Rechtsstaates 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/7194 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/7194 an den Rechtsausschuss. Die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung sollen nach Vor-
lage einer Beschlussempfehlung des Ausschusses 
erfolgen. Ist jemand gegen diese Überweisungsemp-
fehlung? – Möchte sich jemand enthalten? – Das ist 
beides nicht der Fall. Damit ist die Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

18 Gute Schule braucht gute Schulleitungen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/7195 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/7195 an den Ausschuss für Schule und Bildung. 
Die abschließende Beratung und Abstimmung sollen 
dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Ist jemand dage-
gen? – Enthält sich jemand? – Das ist beides nicht 
der Fall. Die Überweisungsempfehlung ist einstim-
mig angenommen. 

Ich rufe auf: 

19 Europa einfacher erfahrbar machen: Ausbau 
der Nachtzugverbindung von Aachen nach 
Amsterdam unterstützen. 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/7205 

Eine Aussprache hierzu ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/7205 an den Ausschuss für Europa und Internati-
onales – federführend – sowie an den Verkehrsaus-
schuss. Die abschließende Beratung und Abstim-
mung sollen nach Vorlage einer Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses erfolgen. Ist 
jemand dagegen? – Enthält sich jemand? – Das ist 
beides nicht der Fall. Die Überweisungsempfeh-
lung ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 
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Anlage 10 

Zu TOP 16 – „Gesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen zur Umsetzung der Förderung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik in Nordrhein-
Westfalen sowie zur Änderung des Lan-
desnaturschutzgesetzes“ – zu Protokoll ge-
gebene Reden  

Silke Gorißen, Ministerin für Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz:  

Ich bringe heute das Gesetz zur Umsetzung 
der Förderung der Gemeinsamen Agrarpolitik 
in Nordrhein-Westfalen sowie zur Änderung 
des Landesnaturschutzgesetzes ein. 

Warum dieses Gesetz erforderlich ist, möchte 
ich in der gebotenen Kürze erläutern. 

Die Europäische Union hat die Regelungen 
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) für die 
neue Förderperiode ab 2023 umfassend re-
formiert. 

In den der neuen EU-Förderung zugrundelie-
genden Rechtsvorschriften sind jedoch we-
sentlich weniger Vorschriften zur Durchfüh-
rung enthalten als bisher; Für die detaillierte 
Durchführung sind die einzelnen Mitgliedstaa-
ten verantwortlich. 

Für die Umsetzung der Verwaltungs- und 
Kontrollsysteme in der Förderperiode ab 2023 
ist zu beachten, dass nach Unionsrecht so-
wohl die Direktzahlungen aus dem Europäi-
schen Garantiefonds für Landwirtschaft 
(EGFL) als auch die flächen- und tierbezoge-
nen Interventionen aus dem Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raumes (ELER) dem Integrierten 
Verwaltungs- und Kontrollsystem (InVeKos) 
unterliegen. 

Der Bund hat lediglich für den Bereich der Di-
rektzahlungen die entsprechenden Regelun-
gen erlassen, aber keine Regelung für das 
Verwaltungs- und Kontrollsystem bei den flä-
chen- und tierbezogenen Interventionen aus 
dem ELER. Daher ist für diese Bereiche eine 
entsprechende Landesregelung erforderlich. 

Da es sich um grundrechtsrelevante Regelun-
gen handelt, die in der Bundesrepublik 
Deutschland dem Vorbehalt des Gesetzes 
unterliegen, kann die Umsetzung nur durch 
ein entsprechendes Gesetz erfolgen. Eine 
Regelungsalternative ist nicht gegeben.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird si-
chergestellt, dass die Gestaltungsspielräume, 
die das EU-Recht den Mitgliedsstaaten bei 
der Durchführung der EU-Förderung des 
ELER gewährt, in Nordrhein-Westfalen ge-
nutzt werden und gleichzeitig die Abwicklung 

der EU-Förderung in der neuen Förderperiode 
durch ein wirksames Verwaltungs- und Kon-
trollsystem gewährleistet wird. 

Artikel 2 des Gesetzes formuliert darüber hinaus 
Änderungsbedarf beim Landesnaturschutz-
gesetz. Mit der Änderung des Landesnatur-
schutzgesetzes wird eine Entfristung ord-
nungsbehördlicher Verordnungen zum 
Schutz bestimmter Teile von Natur und Land-
schaft vorgesehen. Außerdem wird der Gel-
tungsbereich der Vorschrift zur gesetzlichen 
Sicherung europäischer Vogelschutzgebiete 
auf die zwischenzeitlich aktualisierte Gebiets-
kulisse angepasst.  

Im Rahmen der Anhörung wurde die Aktuali-
sierung der gesetzlichen Sicherung der Vo-
gelschutzgebiete nicht kritisiert. Bedenken be-
züglich der vorlaufenden Auswahl der Ge-
bietskulisse greifen nicht, da die Gebietsaus-
wahl auf einem korrekten fachlichen Auswahl-
verfahren nach Maßgabe des § 51 LNatSchG 
beruht.  

Nach § 32 Absatz 1 Bundesnaturschutzge-
setz und Artikel 4 Absatz 1 der EU-Vogel-
schutzrichtlinie sind die zahlen- und flächen-
mäßig geeignetsten EU-Vogelschutzgebiete 
von den Ländern auszuwählen und rechtlich 
zu sichern.  

Auf der Grundlage neuerer wissenschaftlicher 
Erkenntnisse ergab sich Bedarf zur Nachbe-
nennung und rechtlichen Sicherung von drei 
Gebieten bzw. Gebietsteilen. Betroffen sind 
der Landschaftsraum des Diemel- und Hop-
pecketals mit angrenzenden Wäldern, Berei-
che des Nationalparks Eifel außerhalb des be-
reits bestehenden Vogelschutzgebiets Ker-
meter – Hetzinger Wald sowie ein Bereich des 
ehemaligen Britischen Militärflugplatzes in 
Niederkrüchten-Elmpt, der an das beste-
hende Gebiet „Schwalm-Nette-Platte“ an-
grenzt.  

Die Entfristung der ordnungsbehördlichen 
Verordnungen wurde seitens der kommuna-
len Spitzenverbände sowie der Naturschutz-
verbände als Entbürokratisierung begrüßt. 
Die Anregung, dass auch im Fall der Entfris-
tung weiterhin eine Obliegenheit der auswei-
senden Behörde zur Prüfung der Erforderlich-
keit der Schutzausweisungen besteht, wurde 
zur Klarstellung in die Entwurfsbegründung 
aufgenommen. 

Markus Höner (CDU):  

Die Landesregierung bringt heute das Gesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen zur Umset-
zung der Förderung der Gemeinsamen Agrar-
politik in Nordrhein-Westfalen sowie zur Än-
derung des Landesnaturschutzgesetzes ein, 
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das zur weiteren Beratung und Verbändean-
hörung in den zuständigen Ausschuss für Um-
welt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume – feder-
führend – sowie an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss überwiesen werden soll. 

Das Gesetz dient im Wesentlichen der Umset-
zung der Förderung der Gemeinsamen Agrar-
politik (GAP) in Nordrhein-Westfalen. Für den 
Förderzeitraum ab 2023 wurden die unions-
rechtlichen Regelungen der GAP umfassend 
reformiert. Mithilfe eines neuen Durchfüh-
rungsmodells soll eine Vereinfachung des 
Systems sowohl für die Begünstigten als auch 
für die Verwaltung erreicht werden. Hier gilt es 
nun, für die Laufzeit bis zum 31. Dezember 
2033 Regelungen zu treffen. Dies entspricht 
der aktuellen ELER-Förderperiode zuzüglich 
eines Zeitraums zum Abschluss laufender 
Förderprojekte. 

Zu den flächen- und tierbezogenen Interven-
tionen aus dem ELER hat der Bund keine Re-
gelungen zur Implementierung eines InVe-
KoS erlassen; es ist daher für diese Bereiche 
eine entsprechende Landesregelung erforder-
lich. Das Integrierte Verwaltungs- und Kontroll-
system ist ein System von Verordnungen zur 
Durchsetzung einer einheitlichen Agrarpolitik 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 
die auf der Grundlage der Agrarreform von 
1992, benannt nach dem damaligen Agrarkom-
missar Ray MacSharry basiert. Hierbei ging 
und geht es um eine schrittweise Einführung 
des Integrierten Verwaltungs- und Kontroll-
systems durch die Europäische Kommission. 

Da es sich hierbei aber zum Teil um grund-
rechtsrelevante Regelungen handelt, die in 
der Bundesrepublik Deutschland dem Vorbe-
halt des Gesetzes unterliegen, kann die Um-
setzung nur durch ein Gesetz erfolgen. 

Für den Bereich der nicht flächen- und tierbe-
zogenen ELER-Interventionen sowie für Inter-
ventionen im Bienenzuchtsektor schreibt die 
EU-Gesetzgebung zum Schutz der finanziel-
len Interessen der Union die Einrichtung wirk-
samer Verwaltungs- und Kontrollsysteme vor; 
entsprechende Vorgaben müssen hierbei je-
doch auf Länderebene geregelt und umge-
setzt werden. Auch hier hat der Bund keine 
Regelungen getroffen. Entsprechende Vor-
schriften müssen ebenfalls auf Landesebene 
erlassen werden. 

Sie hören es schon heraus: Dies ist eine Ge-
setzesänderung, die wir machen müssen. Sie 
ist einkommenswirksam für unsere landwirt-
schaftlichen Betriebe in Nordrhein-Westfalen.  

Ich möchte ein Beispiel nennen: Da wird unter § 
3 eine Bagatellregelung geschaffen, die besagt, 

dass von der Rückforderung zu Unrecht er-
folgter Zahlungen kann abgesehen werden, 
wenn der zurückzufordernde Betrag 250 Euro 
nicht übersteigt. Ein kleiner Betrag, aber eine 
große Entlastung von Aufwand auf beiden 
Seiten, Behörden wie Landwirte. 

Auch wenn hinter der Umsetzung der GAP 
einfach viel Bürokratie steckt, die hier generell 
wieder einmal auf uns zukommt, ist dieser 
Schritt aus rechtlicher Sicht notwendig. Was 
gut funktionieren soll, muss auch gut geregelt 
sein – und in diesem Fall geht das nur über 
ein Gesetz. 

Ein weiterer Änderungsbedarf betrifft das Lan-
desnaturschutzgesetz (Artikel 2). 

Die bisherige pauschale Befristung von ord-
nungsbehördlichen Verordnungen zur Aus-
weisung von Gebieten zum Schutz bestimm-
ter Teile von Natur und Landschaft führt zu bü-
rokratischem Mehraufwand durch die erfor-
derlichen Neuausweisungen. 

Anpassungsbedarf besteht zudem bei der Be-
stimmung zum gesetzlichen Schutz Europäi-
scher Vogelschutzgebiete. Im Verfahren nach 
§ 51 LNatSchG wurde festgestellt, dass in 
Nordrhein-Westfalen weitere Vogelschutzge-
biete nach den Anforderungen der Vogel-
schutzrichtlinie als EU-Vogelschutzgebiete zu 
sichern sind. Dabei handelt es sich um die Be-
reiche „Diemel- und Hoppecketal mit angren-
zenden Wäldern“, ausgedehnte Bereiche des 
Nationalparks Eifel sowie ein ehemaliges 
Flughafengelände im Bereich Niederkrüch-
ten-Elmpt. Die Bekanntmachung der Europäi-
schen Vogelschutzgebiete im Ministerialblatt 
wurde entsprechend aktualisiert. Der Gel-
tungsbereich der durch § 52 LNatSchG ge-
setzlich geschützten Europäischen Vogel-
schutzgebiete erfasst die Aktualisierung der 
Gebietskulisse bislang noch nicht.  

Kurz gesagt: Hierbei handelt es sich um einen 
rein technischen Vorgang zur formalen Aus-
weisung dieser Schutzgebiete. 

Immerhin: Durch die in Artikel 2 vorgesehene 
Entfristung ordnungsbehördlicher Verordnun-
gen zum Schutz bestimmter Teile von Natur 
und Landschaft entfällt der Verwaltungsauf-
wand für eine Neuausweisung. Dies entlastet 
insbesondere die höheren Naturschutzbehör-
den bei den Bezirksregierungen. 

Wir stimmen der Überweisung selbstver-
ständlich zu und beteiligen uns gerne an einer 
vertiefenden Beschäftigung mit dem Gesetz-
entwurf im Ausschuss. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Verordnung_(EU)
https://de.wikipedia.org/wiki/Agrarpolitik
https://de.wikipedia.org/wiki/Mitgliedstaaten_der_Europ%C3%A4ischen_Union
https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_Kommission
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Nina Andrieshen (SPD):  

Am 1. Januar 2023 ist die letzte GAP-Agrar-
reform in Kraft getreten. Diese hat einige be-
deutende Änderungen hinsichtlich der land-
wirtschaftlichen Förderung mit sich gebracht. 
Die EU-Kommission hat Ende des Jahres 
2022 hierzu den bundesdeutschen Strategie-
plan abschließend genehmigt. Die daraus fol-
genden Verordnungen des Bundes und des 
Landes bilden nun das Grundgerüst an Rege-
lungen.  

Anfang des Jahres stand aber schon fest, 
dass sich noch zu einigen Detailfragen, die 
damals nicht geklärt waren, noch Änderungen 
ergeben werden. 

Dies galt insbesondere bei den Detail- und 
Umsetzungsfragen der GAP. Der vorliegende 
Gesetzentwurf regelt nun diese Detailfragen. 
Die Landesregierung hat dem Landtag im Ja-
nuar 2023 angekündigt, dass dieses Gesetz 
im 3. Quartal 2023 in Kraft treten soll. Jetzt 
liegt das Gesetz mehr als kurzfristig – nämlich 
zwei Tage – dem Landtag zur ersten parla-
mentarischen Beratung vor. Die jetzt aufkom-
mende Eile der Landesregierung ist verständ-
lich, denn das Gesetz muss rechtzeitig zur 
neuen Antragphase umgesetzt sein. Weshalb 
es zu dieser Eile kommen muss, bleibt das 
Geheimnis der Landesregierung. 

Auf jeden Fall erfährt dieses Gesetz kein ge-
ordnetes übliches Beratungsverfahren. Trotz 
langer Vorbereitungszeit hat die Landesregie-
rung es nicht geschafft, diesen Gesetzentwurf 
dem Landtag rechtzeitig vorzulegen.  

Die SPD-Landtagsfraktion stimmt der Über-
weisung zu und ist gespannt auf die Erklärun-
gen der Ministerin, weshalb ein solch unspek-
takuläres Gesetz mit einer solch langen Vor-
bereitungszeit zum Eilverfahren wird. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE):  

Die kontinuierliche Weiterentwicklung der Ge-
meinsamen Europäischen Agrarpolitik ist eine 
wichtige und richtige Maßnahme, um unsere 
Landwirtschaft zu unterstützen und für aktu-
elle Herausforderungen zu wappnen. Denn 
vor allem die Biodiversitäts- und Klimakrise 
zwingen die landwirtschaftlichen Betriebe 
dazu, ihre Produktionsweisen anzupassen 
und nachhaltiger auszugestalten. 

Ob die Anpassungen im Rahmen der aktuel-
len GAP-Periode mit Änderung des ver-
pflichtenden Greenings hin zu den freiwilligen 
Ökoregelungen ein richtiger Schritt in diese 
Richtung war, bleibt zu diskutieren. Dies zeigt 
sich u. a. darin, dass die bereitgestellten Mittel 
im Rahmen der ersten Säule nicht voll-

umfänglich abgerufen wurden, da der Verwal-
tungsaufwand für die Bäuerinnen und Bauern 
dadurch weiter gestiegen ist. Es bedarf also 
im Rahmen der aktuellen GAP-Periode einer 
Weiterentwicklung der Ökoregelungen. Dies 
gilt insbesondere auch für das Grünland. Im 
Rückblick muss man festhalten, dass die vor-
her geltenden Regeln ökologisch nicht 
schlechter und für die Bäuerinnen und Bauern 
einfach einzuhalten waren.  

Für die nächste GAP-Periode gilt es daher 
rechtzeitig und wohlüberlegt das Grundprinzip 
„Öffentliche Gelder für öffentliche Leistungen“ 
umzusetzen. Das heißt für uns Grüne, unkom-
plizierte und für Artenvielfalt und Natur wirk-
same Regeln aufzustellen und gleichzeitig al-
len landwirtschaftlichen Betrieben im Inte-
resse des ländlichen Raums gute Perspekti-
ven anzubieten. 

Da der vorliegende Gesetzesentwurf ein Not-
wendigkeit zur verwaltungstechnischen Um-
setzung der EU-Förderung ist, stimmen wir 
der Überweisung in den zuständigen Aus-
schuss natürlich zu. Vonseiten der Grünen-
fraktion wäre dies jedoch mit der Bitte verbun-
den, kontinuierlich zu prüfen, wie das InVe-
KoS in Richtung einer möglichst bürokratiear-
men Antragstellung und Kontrolle weiterentwi-
ckelt werden kann, um den Aufwand für un-
sere landwirtschaftlichen Betriebe so gering 
wie möglich zu halten.  

Der zweite Aspekt der Gesetzesänderung be-
trifft das Landesnaturschutzgesetz. Bislang 
sind Verordnungen zur Ausweisung von Na-
turschutzgebieten außerhalb von Land-
schaftsplangebieten – wie andere Verordnun-
gen in der Regel auch – auf einen Zeitraum 
von 20 Jahren befristet. Die Schutzwürdigkeit 
dieser Gebiete bleibt davon selbstverständlich 
unberührt, trotzdem müssen sie immer wieder 
neu ausgewiesen werden, was regelmäßig ei-
nen erheblichen Arbeits- und Verwaltungsauf-
wand verursacht. Mit der vorliegenden Geset-
zesänderung wird sichergestellt, dass ent-
sprechende Verordnungen unbefristet gelten 
und es keiner immer wiederkehrenden Neu-
ausweisungen von Naturschutzgebieten be-
darf. Das bedeutet nicht nur eine noch bes-
sere Absicherung bestehender Schutzge-
biete, sondern vor allem auch eine spürbare 
Entlastung der Beschäftigten in den Natur-
schutzbehörden.  

Daher begrüßen wir die vorgelegten Geset-
zesänderungen und stimmen der Überwei-
sung in den zuständigen Ausschuss selbst-
verständlich zu. 

https://www.bmel.de/DE/themen/landwirtschaft/eu-agrarpolitik-und-foerderung/gap/gap-strategieplan.html
https://www.bmel.de/DE/themen/landwirtschaft/eu-agrarpolitik-und-foerderung/gap/gap-strategieplan.html
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Dietmar Brockes (FDP):  

Für den Bereich der nicht flächen- und tierbe-
zogenen ELER Interventionen schreibt die 
EU-Gesetzgebung zum Schutz der finanziel-
len Interessen der Union die Einrichtung wirk-
samer Verwaltungs- und Kontrollsysteme vor. 
Deshalb müssen auf Landesebene entspre-
chende Vorschriften erlassen werden. 

Weiterhin möchte die Landesregierung Ände-
rungen am Landesnaturschutzgesetz vorneh-
men. 

Die bisherige Befristung von Verordnungen 
zur Ausweisung von Gebieten zum Schutz be-
stimmter Teile von Natur und Landschaft führt 
nach Angaben der Landesregierung zu büro-
kratischem Mehraufwand durch die erforderli-
chen Neuausweisungen. Daher möchte die 
Landesregierung Schutzgebietsverordnun-
gen entfristen, so dass Gebiete dauerhaft un-
ter Schutz stehen.  

Gegen das Gesetz zur Umsetzung der Förde-
rung der Gemeinsamen Agrarpolitik ist nichts 
auszusetzen. Dieses ist notwendig, da das 
BMEL und Bundeslandwirtschaftsminister Öz-
demir nicht tätig geworden sind. 

Anders sieht es bei den Änderungen des Lan-
desnaturschutzgesetz aus. Bisher wurde die 
Ausweisung von Schutzgebieten immer be-
fristet. Die Schutzwürdigkeit eines Gebietes 
musste immer wieder neu festgestellt werden. 
Für uns Freie Demokraten ist diese Vorge-
hensweise wichtig und richtig. Denn Schutz-
gebietsverordnungen konservieren lediglich 
einen Zustand. Der Zustand des Gebietes 
kann nach 20 Jahren ein ganz anderer sein. 

Allein durch die klimatischen Veränderungen 
kann sich ein Schutzgebiet so weit verändern, 
dass es nicht mehr schützenswert ist und Er-
haltungsmaßnahmen nicht mehr greifen. Un-
sere Natur entwickelt sich selbst weiter. 
Zwar bedarf diese wiederholende Überprü-
fung einen gewissen Verwaltungsaufwand, 
dennoch ist dieser Aufwand zumutbar. 

Die Auswirkungen einer Entfristung für Grund-
besitzerinnen und Grundbesitzer sowie Land-
wirtinnen und Landwirte und der Eingriff in das 
Eigentum würde deutlich schwerer wiegen. 

Aus diesen Gründen fordern wir Freie Demo-
kraten, dass Schutzgebietsverordnungen wei-
terhin befristet bleiben. 

Da die Änderungen maßgebliche Verände-
rungen für die Landwirte und Grundbesitzer 
bedeuten würde, werden wir dazu eine Anhö-
rung beantragen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, der 
Überweisung stimmen wir zu. 

Zacharias Schalley (AfD):  

Die im vorliegenden Gesetzesentwurf gere-
gelten Anpassungen zur GAP, die aus verwal-
tungstechnischer Sicht nachvollziehbar und 
erforderlich sind, fänden zwar grundsätzlich 
die Zustimmung der AfD; aber die darin eben-
falls eingefügte Änderung des Landesnatur-
schutzgesetzes ist inakzeptabel.  

Da auch die GAP-Reform im Allgemeinen und 
der Nationale Strategieplan zur Umsetzung 
der GAP-Reform im Speziellen aus Sicht be-
troffener Landwirte als unausgewogen zu be-
urteilen ist, hält die AfD eine Ablehnung des 
gesamten Gesetzesentwurfes für begründet. 

Im Hinblick auf den Teil, der auf die gesetzli-
che Implementierung der GAP-Reform dringt, 
ist immerhin positiv hervorzuheben, dass ei-
nerseits auf bestehende Strukturen sinnvoll 
aufgebaut, andererseits der Wille zur Verein-
fachung im Hinblick auf Antragstellung und 
Kontrolle betont wird.  

Allerdings bleibt abzuwarten, wie sich derlei in 
der praktischen Umsetzung bewährt. An die-
ser Stelle setzt auch die Kritik an. Mit der GAP 
und ihrer nationalen Umsetzung im GAP-
Strategieplan wird ein höheres Umweltambiti-
onsniveau als bisher verfolgt und auf den Voll-
zug eines ebenso ehrgeizigen Mikromanage-
ments hingewirkt. Da liegt die Fehleranfällig-
keit in der Natur der Sache.  

Hinter der Änderung des Landesnaturschutz-
gesetzes sind viele kritische Fragezeichen zu 
setzen. Es geht um insgesamt drei neu aufge-
nommene Vogelschutzgebietskulissen. Damit 
wird zwar der Zustand sogenannter „fakti-
scher“ Vogelschutzgebiete und deren stren-
ges artenschutzrechtliches Schutzregime auf-
gehoben, das bislang jegliche Projekte und 
Pläne in dem betroffenen Gebiet, etwa Bau-
vorhaben, sehr stark erschwert hat. Allerdings 
wird mit den neuen Vorgaben das Schutzre-
gime auf hohem Niveau dauerhaft mit einer 
untragbaren Restriktionsdichte für die örtliche 
Land- und Forstwirtschaft und andere Gewer-
betreibende teuer erkauft.  

Dem Naturschutz fällt beim Erhalt der Kultur-
landschaft fraglos eine wichtige Rolle zu, aber 
es muss dabei stets die Verhältnismäßigkeit 
im Auge behalten werden: Verabsolutierter 
Naturschutz darf nicht die bürgerliche Freiheit 
einschränken. 
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